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Editorial
Nach den 
pauschale Aussagen über Geldwäsche und Steuerhinterzi
hung getroffen. Grundsätzlich bleibt jedoch zu konstatieren, 
dass die Beteiligung an einer Offshore
gal ist.
 
Eine Briefkastenfirm
rung oder Steuerreduzierung genutzt werden. Wer seine e
wirtschafteten Gewinne in seinem Heimatland korrekt ve
steuert, handelt völlig legal. Natürlich muss gesagt werden, 
dass Briefkastenfirmen auch dazu genutzt werden,
spielsweise Einkünfte vor dem Fiskus zu verbergen. Dies ist 
Steuerhinterziehung und selbstverständlich strafbar. Gerade 
bei Geschäften im Ausland und im Hinblick auf internationales 
Steuerrecht kann schon mal schnell der Überblick verloren 
gehen, we
reits eine Straftat vorliegt. Der Grat kann unter Umständen 
sehr schmal sein.
 
Betroffene, die Offshore
Steueroasen betreiben, können ihre Geschäfte von erfahrenen 
Rechtsanwälten
stand der Steuerhinterziehung festgestellt werden, kann i
mer noch die Möglichkeit einer strafbefreienden Selbstanzeige 
geprüft werden.
 
Unsere beiden Fachartikel befassen sich in dieser Ausgabe 
nicht zuletzt auch 
men aus dem Bereich des internationalen Steuerrechts und 
des Steuerstrafrechts.
 
Wir wünschen Ihnen 
neuen 
 
 
Ihre Kanzlei
 
Dr. Langenmayr und Partner
Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte Steuerberater
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BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) 
wirkt sich auch im Mittelstand aus!
Johannes Bitzer, R

Am 5. Oktober 2015 hat die
schlussberichte zum Projekt BEPS verö
fen
zess zur Überarbeitung des internationalen 
Steuerrechts abgeschlossen, den die G
Staaten am 20.
stoßen haben. In den Berichten werden 
Steuerplanungsmodelle beschrieben und 
analysiert, die Schlupflöcher und Diskr
panzen im internationalen Steuerrecht au
nutzen, um zukünftig die künstliche Ve
schiebung von Gewinnen in Niedrigsteue
länder zu verhindern. Ziel der OECD ist es, 
Rahmenbedingunge
der Gewinne am Ort der wirtschaftlichen 
Aktivitäten bzw. der Wertschöpfung vorz
nehmen. Jedoch werden diese Änderungen 
nicht nur die öffentlich diskutierten Spa
modelle von Starbucks, Emerson und 
Google treffen, sondern alle internat
tätigen Firmen und Personen in den Staaten 
der OECD 
ternehmen, die Geschäfte über die Grenze 
tätigen, haben jedoch noch nicht realisiert, 
welche Auswirkungen diese Initiative schon 
in der nächsten Zeit haben kann.
 
Wie sic
Bundesrepublik Deutschland auswirken 
wird, ist noch nicht absehbar 
Diskussionsprozess deutlich geworden, dass 
gerade stark exportierende Länder wie 
Deutschland durch einzelne Regelungen e
heblich an Steuer
den, während sie z.
der digitalen Wirtschaft und der gewerbl
chen Schutzrechte auch profitieren können.
 
Besonders gravierend werden sich die g
planten Änderungen zur Definition der B
triebsstätte in den Doppel
kommen auswirken. Beispielsweise soll ein 
Zentrallager anders als bisher zukünftig als 
Betriebsstätte betrachtet werden oder auch 
die Tätigkeit von Kommissionären für ein 
deutsches Unternehmen im Ausland.
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BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) 
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echtsanwalt und Steuerberater 
Bisher unschädliche Tätigkeiten wie 
gerung oder Auslieferung von Gütern we
den zukünftig nur noch von der Begründung 
einer Betriebsstätte ausgenommen, wenn 
es sich um rein vorbereitende Aktivitäten 
oder um Hilfstätigkeiten handelt. Besonders 
für Unternehmen in Grenznähe, die Ware
lager im Ausland unterhalten, ist deshalb zu 
prüfen,  
um solche handelt, die zukünftig eine B
triebsstätte begründen oder nicht.
 
Auch im Bereich der Bauausführung und 
Montage, die bisher nur eine Betriebsstätte 
begründet habe
als 12 Monate beträgt, ist eine striktere 
Handhabung geplant, um die künstliche 
Aufspaltung der Leistungen in Verträge mit 
kürzeren Laufzeiten und die Verteilung der 
Aufträge auf verbundene Unternehmen zu 
unterbinden.
 
Änderungen 
der Verrechnungspreise zwischen verbu
denen Unternehmen ergeben; hier ist b
sonders das geplante Country
Reporting (CbC
das zum Ziel hat, dass für jede beteiligte 
Finanzverwaltung im In
transparent wird, wo und in welcher Höhe 
ein Konzern seine Gewinne versteuert. Dies 
wird u. E. besonders die deutsche Expor
wirtschaft treffen, die häufig einen überpr
portionalen Teil des Konzerngewinns im I
land versteuert.
 
Wir empfehlen daher, si
die zu erwartenden Regelungen einzuste
len, um eventuellen Änderungsbedarf frü
zeitig identifizieren zu können. Nicht nur 
sind besonders die oben angesprochenen 
Betriebsstättenrisiken aufzuspüren; auch 
über die Verteilung von Funktionen 
Rahmen eines bestehenden Verrechnung
preismodells ist erneut nachzudenken. 
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werden sich auch im Bereich 
der Verrechnungspreise zwischen verbu
denen Unternehmen ergeben; hier ist b
sonders das geplante Country

Reporting) zu benennen, 
das zum Ziel hat, dass für jede beteiligte 
Finanzverwaltung im In- und Au
transparent wird, wo und in welcher Höhe 
ein Konzern seine Gewinne versteuert. Dies 
wird u. E. besonders die deutsche Expor
wirtschaft treffen, die häufig einen überpr
portionalen Teil des Konzerngewinns im I

Wir empfehlen daher, sich rechtzeitig auf 
die zu erwartenden Regelungen einzuste
len, um eventuellen Änderungsbedarf frü
zeitig identifizieren zu können. Nicht nur 
sind besonders die oben angesprochenen 
Betriebsstättenrisiken aufzuspüren; auch 
über die Verteilung von Funktionen 
Rahmen eines bestehenden Verrechnung
preismodells ist erneut nachzudenken. 
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im Ausland unterhalten, ist deshalb zu 

sich bei ihren Einrichtungen 
solche handelt, die zukünftig eine B

triebsstätte begründen oder nicht. 

Auch im Bereich der Bauausführung und 
Montage, die bisher nur eine Betriebsstätte 

n, wenn ihre Dauer länger 
als 12 Monate beträgt, ist eine striktere 
Handhabung geplant, um die künstliche 
Aufspaltung der Leistungen in Verträge mit 
kürzeren Laufzeiten und die Verteilung der 
Aufträge auf verbundene Unternehmen zu 

werden sich auch im Bereich 
der Verrechnungspreise zwischen verbu
denen Unternehmen ergeben; hier ist b
sonders das geplante Country-by-Country

Reporting) zu benennen, 
das zum Ziel hat, dass für jede beteiligte 

und Ausland 
transparent wird, wo und in welcher Höhe 
ein Konzern seine Gewinne versteuert. Dies 
wird u. E. besonders die deutsche Expor
wirtschaft treffen, die häufig einen überpr
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BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) 
wirkt sich auch im Mittelstand aus!
Johannes Bitzer, 

Es ist zu erwarten, dass sich besonders di
jenigen Länder, die sich per Saldo einen B
steuerungszuwachs er
gig mit der Umsetzung der Ergebnisse in 
nationales Recht befassen werden. Der 
deutsche Gesetzgeber hat die Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs bereits für 
das I.
 
Während BEPS ursprünglich als Reaktion 
auf massive Steuerplanungsmodelle amer
kanischer Unternehmen geplant war, hat 
sich im Laufe des Prozesses herausgestellt, 
dass BEPS jedes international tätige Unte
nehmen betreffen wird und dass 
sehenen Änderungen durchaus erhebliche 
Auswirkungen auf alle deutschen exporti
renden Unternehmen haben können. Daher 
besteht kurzfristiger Handlungsbedarf.
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BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) 
wirkt sich auch im Mittelstand aus!
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und Steuerberater

Es ist zu erwarten, dass sich besonders di
jenigen Länder, die sich per Saldo einen B
steuerungszuwachs erhoffen
gig mit der Umsetzung der Ergebnisse in 
nationales Recht befassen werden. Der 
deutsche Gesetzgeber hat die Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs bereits für 

al 2016 angekündigt

Während BEPS ursprünglich als Reaktion 
auf massive Steuerplanungsmodelle amer
kanischer Unternehmen geplant war, hat 
sich im Laufe des Prozesses herausgestellt, 
dass BEPS jedes international tätige Unte
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sehenen Änderungen durchaus erhebliche 
Auswirkungen auf alle deutschen exporti
renden Unternehmen haben können. Daher 
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BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) 
wirkt sich auch im Mittelstand aus!

Rechtsanwalt und Steuerberater

Es ist zu erwarten, dass sich besonders di
jenigen Länder, die sich per Saldo einen B

hoffen, nunmehr z
gig mit der Umsetzung der Ergebnisse in 
nationales Recht befassen werden. Der 
deutsche Gesetzgeber hat die Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs bereits für 

al 2016 angekündigt. 

Während BEPS ursprünglich als Reaktion 
auf massive Steuerplanungsmodelle amer
kanischer Unternehmen geplant war, hat 
sich im Laufe des Prozesses herausgestellt, 
dass BEPS jedes international tätige Unte
nehmen betreffen wird und dass die vorg
sehenen Änderungen durchaus erhebliche 
Auswirkungen auf alle deutschen exporti
renden Unternehmen haben können. Daher 
besteht kurzfristiger Handlungsbedarf.
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Die 
Johannes Bitzer, 

Wirksamkeit der Anzeige

Eine wirksam erklärte Selbstanzeige führt in 
Steuerhinterziehungsfällen dazu, dass stra
rechtliche Konsequenzen abgewendet we
den können, wenn
 
· 
· 
· 

· 

 
Das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten 
ist in den letzten Jahren durch den 
von Steuerdaten
tenden Informationsaustausch und die Au
stockung von Steuerfahndern stetig gesti
gen. Zigtausende von Steuerpflichtigen h
ben deshalb bei ihrem Finanzamt eine 
Selbstanzeige abgegeben und so Straffre
heit erlan
gen für eine wirksame Selbstanzeige vom 
Gesetzgeber mehrere Male verschärft wo
den mit der Folge, dass das Risiko einer 
wirksamen Selbstanzeige dramatisch g
stiegen ist. Diesem Risiko kann nur durch 
sorgfältigste Sachverhalt
eine fachkundige und erfahrene Beratung 
begegnet werden.
 
Praktische Umsetzung

Der Steuerpflichtige muss zu allen unve
jährten Steuerstraftaten einer Steuerart der 
letzten 10 Kalenderjahre in vollem Umfang 
die unrichtigen Angaben berichtige
unvollständigen Angaben ergänzen oder
unterlassenen Angaben nachholen (sog
Vollständigkeitsgebot). Ausnahmen gelten 
für Fälle der Umsatzsteuer
er-
eine Selbstanzeige u.
 

Hinter diesen Voraussetzungen steht eine 
Fülle von Detailfragen, die zum Teil von der 
Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt sind. Eine fachliche Beratung und 
Begleitung bei der Selbstanzeig
dringend anzuraten.
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Die strafbefreiende Selbstanzeige
Johannes Bitzer, 

Wirksamkeit der Anzeige

Eine wirksam erklärte Selbstanzeige führt in 
Steuerhinterziehungsfällen dazu, dass stra
rechtliche Konsequenzen abgewendet we
den können, wenn

 sie rechtzeitig und
 vollständig erklärt wird,
 bestimmte Schadensgrenzen nicht übe

schritten worden sind und
 der hinterzogene Steuerbetrag zuzüglich 

Zinsen nachentrichtet wird.

Das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten 
ist in den letzten Jahren durch den 
von Steuerdaten
tenden Informationsaustausch und die Au
stockung von Steuerfahndern stetig gesti
gen. Zigtausende von Steuerpflichtigen h
ben deshalb bei ihrem Finanzamt eine 
Selbstanzeige abgegeben und so Straffre
heit erlangt. Leider sind die Voraussetzu
gen für eine wirksame Selbstanzeige vom 
Gesetzgeber mehrere Male verschärft wo
den mit der Folge, dass das Risiko einer 
wirksamen Selbstanzeige dramatisch g
stiegen ist. Diesem Risiko kann nur durch 
sorgfältigste Sachverhalt
eine fachkundige und erfahrene Beratung 
begegnet werden.

Praktische Umsetzung

Der Steuerpflichtige muss zu allen unve
jährten Steuerstraftaten einer Steuerart der 
letzten 10 Kalenderjahre in vollem Umfang 
die unrichtigen Angaben berichtige
unvollständigen Angaben ergänzen oder
unterlassenen Angaben nachholen (sog
Vollständigkeitsgebot). Ausnahmen gelten 
für Fälle der Umsatzsteuer

-Nachschau.
eine Selbstanzeige u.

Hinter diesen Voraussetzungen steht eine 
Fülle von Detailfragen, die zum Teil von der 
Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt sind. Eine fachliche Beratung und 
Begleitung bei der Selbstanzeig
dringend anzuraten.
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strafbefreiende Selbstanzeige
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und Steuerberater

Wirksamkeit der Anzeige

Eine wirksam erklärte Selbstanzeige führt in 
Steuerhinterziehungsfällen dazu, dass stra
rechtliche Konsequenzen abgewendet we
den können, wenn 

rechtzeitig und 
vollständig erklärt wird,
bestimmte Schadensgrenzen nicht übe
schritten worden sind und
der hinterzogene Steuerbetrag zuzüglich 
Zinsen nachentrichtet wird.

Das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten 
ist in den letzten Jahren durch den 
von Steuerdaten-CDs, den grenzüberschre
tenden Informationsaustausch und die Au
stockung von Steuerfahndern stetig gesti
gen. Zigtausende von Steuerpflichtigen h
ben deshalb bei ihrem Finanzamt eine 
Selbstanzeige abgegeben und so Straffre

gt. Leider sind die Voraussetzu
gen für eine wirksame Selbstanzeige vom 
Gesetzgeber mehrere Male verschärft wo
den mit der Folge, dass das Risiko einer 
wirksamen Selbstanzeige dramatisch g
stiegen ist. Diesem Risiko kann nur durch 
sorgfältigste Sachverhalt
eine fachkundige und erfahrene Beratung 
begegnet werden. 

Praktische Umsetzung

Der Steuerpflichtige muss zu allen unve
jährten Steuerstraftaten einer Steuerart der 
letzten 10 Kalenderjahre in vollem Umfang 
die unrichtigen Angaben berichtige
unvollständigen Angaben ergänzen oder
unterlassenen Angaben nachholen (sog
Vollständigkeitsgebot). Ausnahmen gelten 
für Fälle der Umsatzsteuer

Nachschau. Nach ihrer Beendigung ist 
eine Selbstanzeige u. U. wieder möglich.

Hinter diesen Voraussetzungen steht eine 
Fülle von Detailfragen, die zum Teil von der 
Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt sind. Eine fachliche Beratung und 
Begleitung bei der Selbstanzeig
dringend anzuraten. 
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strafbefreiende Selbstanzeige
Rechtsanwalt und Steuerberater

Wirksamkeit der Anzeige 
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Steuerhinterziehungsfällen dazu, dass stra
rechtliche Konsequenzen abgewendet we

vollständig erklärt wird, 
bestimmte Schadensgrenzen nicht übe
schritten worden sind und 
der hinterzogene Steuerbetrag zuzüglich 
Zinsen nachentrichtet wird. 

Das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten 
ist in den letzten Jahren durch den 

CDs, den grenzüberschre
tenden Informationsaustausch und die Au
stockung von Steuerfahndern stetig gesti
gen. Zigtausende von Steuerpflichtigen h
ben deshalb bei ihrem Finanzamt eine 
Selbstanzeige abgegeben und so Straffre

gt. Leider sind die Voraussetzu
gen für eine wirksame Selbstanzeige vom 
Gesetzgeber mehrere Male verschärft wo
den mit der Folge, dass das Risiko einer 
wirksamen Selbstanzeige dramatisch g
stiegen ist. Diesem Risiko kann nur durch 
sorgfältigste Sachverhaltsaufklärung und 
eine fachkundige und erfahrene Beratung 

 

Der Steuerpflichtige muss zu allen unve
jährten Steuerstraftaten einer Steuerart der 
letzten 10 Kalenderjahre in vollem Umfang 
die unrichtigen Angaben berichtige
unvollständigen Angaben ergänzen oder
unterlassenen Angaben nachholen (sog
Vollständigkeitsgebot). Ausnahmen gelten 
für Fälle der Umsatzsteuer- oder Lohnste

Nach ihrer Beendigung ist 
U. wieder möglich.

Hinter diesen Voraussetzungen steht eine 
Fülle von Detailfragen, die zum Teil von der 
Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt sind. Eine fachliche Beratung und 
Begleitung bei der Selbstanzeige sind daher 
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strafbefreiende Selbstanzeige
Rechtsanwalt und Steuerberater

Eine wirksam erklärte Selbstanzeige führt in 
Steuerhinterziehungsfällen dazu, dass straf-
rechtliche Konsequenzen abgewendet wer-

bestimmte Schadensgrenzen nicht über-

der hinterzogene Steuerbetrag zuzüglich 

Das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten 
ist in den letzten Jahren durch den Ankauf 

CDs, den grenzüberschrei-
tenden Informationsaustausch und die Auf-
stockung von Steuerfahndern stetig gestie-
gen. Zigtausende von Steuerpflichtigen ha-
ben deshalb bei ihrem Finanzamt eine 
Selbstanzeige abgegeben und so Straffrei-

gt. Leider sind die Voraussetzun-
gen für eine wirksame Selbstanzeige vom 
Gesetzgeber mehrere Male verschärft wor-
den mit der Folge, dass das Risiko einer 
wirksamen Selbstanzeige dramatisch ge-
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Vollständigkeitsgebot). Ausnahmen gelten 
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Nach ihrer Beendigung ist 

U. wieder möglich. 

Hinter diesen Voraussetzungen steht eine 
Fülle von Detailfragen, die zum Teil von der 
Rechtsprechung noch nicht abschließend 
geklärt sind. Eine fachliche Beratung und 
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strafbefreiende Selbstanzeige
Rechtsanwalt und Steuerberater  

Übersteigt der durch die
wirkte Schaden einen Betrag von 
25.000 je Steuerstraftat, so soll der Steue
hinterzieher keine Strafbefreiung erlangen. 
Dennoch wird von einer Bestrafung der 
Steuerstraftat abgesehen, wenn der Steue
pflichtige innerhalb einer bestimmte
die hinterzogenen Steuern zuzüglich eines 
gestaffelten Aufschlags von 10 bis 20
gunsten der Staatskasse bezahlt. Vielfach 
wird jedoch übersehen, dass die Bezahlung 
alleine ohne eine rechtzeitige und vollstä
dige Selbstanzeige nicht ausreicht un
Verfahren fortgesetzt wird.
 

Nach der Abgabe einer Selbstanzeige wird 
grundsätzlich ein steuerstrafrechtliches E
mittlungsverfahren eingeleitet. Ist die 
Selbstanzeige erfolgreich, so wird dieses 
Ermittlungsverfahren eingestellt.
 

Sind mehrere Person
tat beteiligt, so ist darauf zu achten, dass 
die Selbstanzeigen aller Beteiligten gleic
zeitig abgegeben werden, damit sie sich 
nicht gegenseitig im o.
 

Teilweise Selbstanzeigen sind damit nicht 
mehr möglich und füh
Bagatellabweichungen 
Straffreiheit! Bei den Lohnsteuer
Anmeldungen und den Umsatzsteuer
Voranmeldungen gelten günstigere Sonde
regelungen, die unbedingt zu beachten sind.
 

Oft fehlen den Mandanten zunächst konkr
te Zahlen und Unterlagen, so dass sich die 
Frage stellt, ob nicht zunächst großzügig 
geschätzte Zahlen erklärt und die konkreten 
Belege später nachgereicht werden sollen. 
Vor diesem Vorgehen ist nach unserer pra
tischen Erfahrung zu warnen, da die stra
rechtlich 
Fallkonstellation sogar bis zu 12 Jahre u
fassen können und zu geringe Schätzungen 
stets zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen. 
Welcher Zeitraum unverjährt ist, ist eine 
ebenso komplizierte wie entscheidende Fr
ge. Wir raten
anzeige nur nach penibler Vorbereitung.
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Belege später nachgereicht werden sollen. 
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fassen können und zu geringe Schätzungen 
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ge. Wir raten daher zur Abgabe der Selbs
anzeige nur nach penibler Vorbereitung.
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Übersteigt der durch die Hinterziehung b
wirkte Schaden einen Betrag von 
25.000 je Steuerstraftat, so soll der Steue
hinterzieher keine Strafbefreiung erlangen. 
Dennoch wird von einer Bestrafung der 
Steuerstraftat abgesehen, wenn der Steue
pflichtige innerhalb einer bestimmte
die hinterzogenen Steuern zuzüglich eines 
gestaffelten Aufschlags von 10 bis 20
gunsten der Staatskasse bezahlt. Vielfach 
wird jedoch übersehen, dass die Bezahlung 
alleine ohne eine rechtzeitige und vollstä
dige Selbstanzeige nicht ausreicht un
Verfahren fortgesetzt wird. 

Nach der Abgabe einer Selbstanzeige wird 
grundsätzlich ein steuerstrafrechtliches E

lungsverfahren eingeleitet. Ist die 
Selbstanzeige erfolgreich, so wird dieses 

mittlungsverfahren eingestellt.

Sind mehrere Personen an der Steuerstra
tat beteiligt, so ist darauf zu achten, dass 
die Selbstanzeigen aller Beteiligten gleic
zeitig abgegeben werden, damit sie sich 
nicht gegenseitig im o. g. Sinne „sperren“.

Teilweise Selbstanzeigen sind damit nicht 
mehr möglich und führen - außer bei sog. 
Bagatellabweichungen - nicht mehr zur 
Straffreiheit! Bei den Lohnsteuer
Anmeldungen und den Umsatzsteuer
Voranmeldungen gelten günstigere Sonde
regelungen, die unbedingt zu beachten sind.

Oft fehlen den Mandanten zunächst konkr
len und Unterlagen, so dass sich die 

Frage stellt, ob nicht zunächst großzügig 
geschätzte Zahlen erklärt und die konkreten 
Belege später nachgereicht werden sollen. 
Vor diesem Vorgehen ist nach unserer pra
tischen Erfahrung zu warnen, da die stra

unverjährten Zeiträume je nach 
Fallkonstellation sogar bis zu 12 Jahre u
fassen können und zu geringe Schätzungen 
stets zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen. 
Welcher Zeitraum unverjährt ist, ist eine 
ebenso komplizierte wie entscheidende Fr

daher zur Abgabe der Selbs
anzeige nur nach penibler Vorbereitung.
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hinterzieher keine Strafbefreiung erlangen. 
Dennoch wird von einer Bestrafung der 
Steuerstraftat abgesehen, wenn der Steue
pflichtige innerhalb einer bestimmten Frist 
die hinterzogenen Steuern zuzüglich eines 
gestaffelten Aufschlags von 10 bis 20 % z
gunsten der Staatskasse bezahlt. Vielfach 
wird jedoch übersehen, dass die Bezahlung 
alleine ohne eine rechtzeitige und vollstä
dige Selbstanzeige nicht ausreicht und das 

Nach der Abgabe einer Selbstanzeige wird 
grundsätzlich ein steuerstrafrechtliches E

lungsverfahren eingeleitet. Ist die 
Selbstanzeige erfolgreich, so wird dieses 

mittlungsverfahren eingestellt. 

en an der Steuerstra
tat beteiligt, so ist darauf zu achten, dass 
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Die strafbefreiende Selbstanzeige
Johannes Bitzer, 

 
Weitere Voraussetzung einer wirksamen 
Selbstanzeige ist, dass keine sog. Sper
gründe vorliegen, 
Nacherklärung erfolgen, bevor die Steue
straftat von der zuständigen Behörde au
geklärt wird
Schadensgrenzen nicht überschritten we
den. Ist einem an der Tat Beteiligten oder 
Begünstigten bereits eine Prüfungs
nun
worden oder gar die Einleitung eines Straf
oder Bußgeldverfahrens oder ist der F
nanzbeamte bereits zur steuerlichen B
triebsprüfung erschienen, so ist eine stra
befreiende Selbstanzeige für den betreffe
den Z
nicht mehr möglich. Gleiches gilt, wenn die 
Straftat im Zeitpunkt der Berichtigung bzw. 
Nacher
vom Finanzamt entdeckt war und der Ste
erpflichtige dies wusste oder zumindest 
damit rechnen
 

Resümee
 
In der Tagespresse ist immer wieder von 
gescheiterten Selbstanzeigen und deren 
drama
zehntelanger Erfahrung wissen wir, dass 
kein Fall mit dem anderen vergleichbar ist, 
dass aber ein entscheidender Erfolg
in allen Fällen die größte Sorgfalt bei der 
Vorbereitung einer Selbstanzeige ist.
 
Hinweis:
Die Informationen in diesem Artikel erse
zen nicht die Beratung im Einzelfall.
 
 
 
 
 

NEWS

Ausgabe April 2016

Die strafbefreiende Selbstanzeige
Johannes Bitzer, 

Weitere Voraussetzung einer wirksamen 
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Die strafbefreiende Selbstanzeige
Johannes Bitzer, Rechtsanwalt und Steuerberater
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Änderung des § 253 HGB zur Berec
nung von Pensionsrückstellungen
 
Die Änderung der handelsrechtlichen Vo
schriften zur Berechnung 
stellungen ist am 17. März 2016 in Kraft g
treten.
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HGB und IFRS 

Änderung des § 253 HGB zur Berec
nung von Pensionsrückstellungen

Die Änderung der handelsrechtlichen Vo
schriften zur Berechnung 
stellungen ist am 17. März 2016 in Kraft g
treten. 

 Rückstellungen für Altersversorgung
verpflichtungen sind auf Basis des 
durchschnittlichen Marktzinssatzes der 
vergangenen zehn Geschäftsjahre (bi
lang sieben Geschäftsjahre) zu berec
nen. 

 Für Rückstellungen für Altersverso
gungsverpflichtungen ist in jedem G
schäftsjahr der Unterschiedsbetrag zw
schen den Rückstellungen, die auf Basis 
des durchschnittlichen Marktzinssatzes 
aus den vergangenen zehn Geschäft
jahren berechnet wurden, und den R
stellungen, die auf der bisherigen Basis 
der vergangenen sieben Geschäftsjahre 
berechnet worden wären, zu ermitteln.

 Gewinne dürfen nur ausgeschüttet we
den, wenn die nach der Ausschüttung 
verbleibenden, frei verfügbaren Rückl
gen zuzüglich eines Gewinn
abzüglich eines Verlustvortrags den U
terschiedsbetrag zwischen alter und 
neuer Rückstellung übersteigen.

 Die Änderungen sind erstmals auf Ja
resabschlüsse für das nach dem 31. D
zember 2015 endende Geschäftsjahr a
zuwenden (Art. 75 Abs. 6 
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Geänderter IFRS 16 Leasingbilanzi
rung 
 
IFRS 16 regelt den Ansatz, die Bewertung, 
den Ausweis sowie die Angabepflichte
Leasingverhältnissen
ternehmen, die nach IFRS bilanzieren.
 
Für den Leasingnehmer sieht der Standard 
ein einziges Bilanzierungsmodell vor. Dieses 
Modell führt beim Leasingnehmer dazu, 
dass sämtliche Vermögenswerte und Ve
bindlichkeiten aus Leasingvereinbarungen 
in der Bilanz zu erfassen sind, es sei denn, 
die Laufzeit beträgt 12 Monate oder wen
ger oder es
wertigen Vermögenswert (
recht). Der Leasinggeber unterscheidet für 
Bilanzierungszwecke weiterhin zwischen F
nanzierungs
gen (finance bzw. operate lease).
 
Durch die neue Bilanzierungsvors
müssen die Leasingnehmer nunmehr im 
Regelfall die geleasten Vermögensgege
stände zu den ermittelten Anschaffungsko
ten bzw. Barwert vollumfänglich in der B
lanz erfassen und im Gegenzug die an den 
Leasinggeber über den gesamten Leasin
zeitraum zu za
Verbindlichkeiten zeigen. Damit wird die E
genkapitalquote bei den Leasingnehmern 
im Regelfall sinken.
 
IFRS 16 wurde im Januar 2016 veröffen
licht und ist erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 b
ginnen, verpflichtend anzuwenden.
 
 

Geänderter IFRS 16 Leasingbilanzi

IFRS 16 regelt den Ansatz, die Bewertung, 
den Ausweis sowie die Angabepflichte
Leasingverhältnissen
ternehmen, die nach IFRS bilanzieren.

Für den Leasingnehmer sieht der Standard 
in einziges Bilanzierungsmodell vor. Dieses 

Modell führt beim Leasingnehmer dazu, 
dass sämtliche Vermögenswerte und Ve
bindlichkeiten aus Leasingvereinbarungen 
in der Bilanz zu erfassen sind, es sei denn, 
die Laufzeit beträgt 12 Monate oder wen
ger oder es handelt sich um einen gerin
wertigen Vermögenswert (
recht). Der Leasinggeber unterscheidet für 
Bilanzierungszwecke weiterhin zwischen F
nanzierungs- oder Mietleasingvereinbaru
gen (finance bzw. operate lease).

Durch die neue Bilanzierungsvors
müssen die Leasingnehmer nunmehr im 
Regelfall die geleasten Vermögensgege
stände zu den ermittelten Anschaffungsko
ten bzw. Barwert vollumfänglich in der B
lanz erfassen und im Gegenzug die an den 
Leasinggeber über den gesamten Leasin
zeitraum zu zahlenden Raten vollständig als 
Verbindlichkeiten zeigen. Damit wird die E
genkapitalquote bei den Leasingnehmern 
im Regelfall sinken. 

IFRS 16 wurde im Januar 2016 veröffen
licht und ist erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 b

nen, verpflichtend anzuwenden.

Geänderter IFRS 16 Leasingbilanzi

IFRS 16 regelt den Ansatz, die Bewertung, 
den Ausweis sowie die Angabepflichte
Leasingverhältnissen im Abschluss von U
ternehmen, die nach IFRS bilanzieren.

Für den Leasingnehmer sieht der Standard 
in einziges Bilanzierungsmodell vor. Dieses 

Modell führt beim Leasingnehmer dazu, 
dass sämtliche Vermögenswerte und Ve
bindlichkeiten aus Leasingvereinbarungen 
in der Bilanz zu erfassen sind, es sei denn, 
die Laufzeit beträgt 12 Monate oder wen

handelt sich um einen gerin
wertigen Vermögenswert (je
recht). Der Leasinggeber unterscheidet für 
Bilanzierungszwecke weiterhin zwischen F

oder Mietleasingvereinbaru
gen (finance bzw. operate lease).

Durch die neue Bilanzierungsvors
müssen die Leasingnehmer nunmehr im 
Regelfall die geleasten Vermögensgege
stände zu den ermittelten Anschaffungsko
ten bzw. Barwert vollumfänglich in der B
lanz erfassen und im Gegenzug die an den 
Leasinggeber über den gesamten Leasin

hlenden Raten vollständig als 
Verbindlichkeiten zeigen. Damit wird die E
genkapitalquote bei den Leasingnehmern 

 

IFRS 16 wurde im Januar 2016 veröffen
licht und ist erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 b

nen, verpflichtend anzuwenden.

Geänderter IFRS 16 Leasingbilanzie-

IFRS 16 regelt den Ansatz, die Bewertung, 
den Ausweis sowie die Angabepflichten von 

im Abschluss von U
ternehmen, die nach IFRS bilanzieren. 

Für den Leasingnehmer sieht der Standard 
in einziges Bilanzierungsmodell vor. Dieses 

Modell führt beim Leasingnehmer dazu, 
dass sämtliche Vermögenswerte und Ve
bindlichkeiten aus Leasingvereinbarungen 
in der Bilanz zu erfassen sind, es sei denn, 
die Laufzeit beträgt 12 Monate oder wen

handelt sich um einen gerin
jeweils Wah

recht). Der Leasinggeber unterscheidet für 
Bilanzierungszwecke weiterhin zwischen F

oder Mietleasingvereinbaru
gen (finance bzw. operate lease). 

Durch die neue Bilanzierungsvorschrift 
müssen die Leasingnehmer nunmehr im 
Regelfall die geleasten Vermögensgege
stände zu den ermittelten Anschaffungsko
ten bzw. Barwert vollumfänglich in der B
lanz erfassen und im Gegenzug die an den 
Leasinggeber über den gesamten Leasin

hlenden Raten vollständig als 
Verbindlichkeiten zeigen. Damit wird die E
genkapitalquote bei den Leasingnehmern 

IFRS 16 wurde im Januar 2016 veröffen
licht und ist erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 b

nen, verpflichtend anzuwenden. 

 

e-

IFRS 16 regelt den Ansatz, die Bewertung, 
n von 

im Abschluss von Un-

Für den Leasingnehmer sieht der Standard 
in einziges Bilanzierungsmodell vor. Dieses 

Modell führt beim Leasingnehmer dazu, 
dass sämtliche Vermögenswerte und Ver-
bindlichkeiten aus Leasingvereinbarungen 
in der Bilanz zu erfassen sind, es sei denn, 
die Laufzeit beträgt 12 Monate oder weni-

handelt sich um einen gering-
weils Wahl-

recht). Der Leasinggeber unterscheidet für 
Bilanzierungszwecke weiterhin zwischen Fi-

oder Mietleasingvereinbarun-

chrift 
müssen die Leasingnehmer nunmehr im 
Regelfall die geleasten Vermögensgegen-
stände zu den ermittelten Anschaffungskos-
ten bzw. Barwert vollumfänglich in der Bi-
lanz erfassen und im Gegenzug die an den 
Leasinggeber über den gesamten Leasing-

hlenden Raten vollständig als 
Verbindlichkeiten zeigen. Damit wird die Ei-
genkapitalquote bei den Leasingnehmern 

IFRS 16 wurde im Januar 2016 veröffent-
licht und ist erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 be-

 



 

 

  
  
 

 

 

 

 NEWS

 Ausgabe 
  

HGB 
 

Geänderter IAS 12 Ertragsteuern

Das International Accounting Standards 
Board (IASB) hat am 19. 
derungen an IAS 12: Ertragsteuern verö
fentlicht. Die Änderungen stellen klar, wie 
Steueransprüche aus unrealisierten Verlu
ten im Zusammenhang mit der Bewertung 
von Schuldinstrumenten zum Fair Value (z.
B. aus einer Höherbewertung von Verbin
lichkeiten aufgrund eines geändert
Marktzinsniveaus)
IASB stellt außerdem
lich für alle abziehbaren temporären Diff
renzen zusammen zu beurteilen ist, ob v
raussichtlich künftig ausreichendes zu ve
steuerndes Einkommen erzielt wird, um 
diese nutzen und damit ansetzen zu kö
nen.
 
Die Änderungen sind für 
zuwenden, die am oder n
2017 beginnen.
 

Geänderter IAS 7 Kapitalflussrechnung
 
Das International Accounting Standards 
Board (IASB) hat am 29.
derungen an IAS
veröffentlicht. Die Über
IAS
ben über Änderungen von Finanzverbin
lichkeiten zu machen haben, deren Zahlu
gen im Cash Flow aus Finanzierungstäti
keit gezeigt werden. Damit soll Investoren 
geholfen werden, Änderungen der Unte
nehmens
hang mit der Finanzierungstätigkeit besser 
zu verste
 
Die Änderungen sind für Geschäftsjahre a
zuwenden, die am oder nach dem 1.
2017 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige 
Anwendung ist möglich.

NEWS

Ausgabe April 2016

HGB und IFRS 

Geänderter IAS 12 Ertragsteuern

Das International Accounting Standards 
Board (IASB) hat am 19. 
derungen an IAS 12: Ertragsteuern verö
fentlicht. Die Änderungen stellen klar, wie 
Steueransprüche aus unrealisierten Verlu
ten im Zusammenhang mit der Bewertung 
von Schuldinstrumenten zum Fair Value (z.
B. aus einer Höherbewertung von Verbin
lichkeiten aufgrund eines geändert
Marktzinsniveaus)
IASB stellt außerdem
lich für alle abziehbaren temporären Diff
renzen zusammen zu beurteilen ist, ob v
raussichtlich künftig ausreichendes zu ve
steuerndes Einkommen erzielt wird, um 
diese nutzen und damit ansetzen zu kö
nen. 

Die Änderungen sind für 
zuwenden, die am oder n
2017 beginnen.

Geänderter IAS 7 Kapitalflussrechnung

Das International Accounting Standards 
Board (IASB) hat am 29.
derungen an IAS
veröffentlicht. Die Über
IAS 7 sehen vor, dass Unternehmen Ang
ben über Änderungen von Finanzverbin
lichkeiten zu machen haben, deren Zahlu
gen im Cash Flow aus Finanzierungstäti
keit gezeigt werden. Damit soll Investoren 
geholfen werden, Änderungen der Unte
nehmensverbindlichkeiten im Zusamme
hang mit der Finanzierungstätigkeit besser 
zu verstehen. 

Die Änderungen sind für Geschäftsjahre a
zuwenden, die am oder nach dem 1.
2017 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige 
Anwendung ist möglich.
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Europäische Kommission will Steue
zahlungen von multinationalen Unte
nehmen transparenter machen 
(aus einer Pressemitteilung der Europä
schen Kommission vom 12. April 2016)
 
Die EU
che Anforderungen an die öffentliche B
richterstattung der größten in der EU tät
gen Unternehmen vor. Der Vorschlag stützt 
sich auf die Arbeit der Kommission zur B
kämpfung der Steuervermeidung durch U
ternehmen in Eu
Mitgliedstaaten entgehen durch aktive 
Steuervermeidungspolitik von Unternehmen 
jährlich Steuereinnahmen in geschätzter 
Höhe von 
früheren Vorschlägen, mit denen der Info
mationsaustausch zwischen Steuerbehörden 
verbessert werden soll, würden in der EU 
tätige multinationale Unternehmen mit 
weltweiten Einnahmen von mehr als 
Mio. 
selt nach den einzelnen Mitgliedstaaten da
zulegen, wo in der EU sie ihre Gewinne e
zielen und S
Regeln würden auch für in Europa tätige 
nichteuropäische Unternehmen gelten. Fe
ner müssten die Unternehmen den auße
halb der EU gezahlten Gesamtsteuerbetrag 
in agg
 
Bei dem Vorschlag soll es sic
ches, verhältnismäßiges Mittel handeln, um 
die Rechenschaftspflicht der großen mult
nationalen Unternehmen im Steuerbereich 
zu verstärken, ohne ihre Wettbewerbsfähi
keit zu beeinträchtigen. Die neuen Anford
rungen sollen für Tausende von groß
ternehmen mit Geschäftstätigkeit in Europa 
gelten, kleine und mittlere Unternehmen 
hingegen nicht beeinträchtigen. Der Vo
schlag sieht auch strengere Anforderungen 
in Bezug auf die Transparenz der Geschäft
tätigkeit der Unternehmen in Ländern vor, 
die
antwortungsvolles Handeln im Steuerb
reich nicht einhalten.
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Europäische Kommission will Steue
zahlungen von multinationalen Unte
nehmen transparenter machen 
(aus einer Pressemitteilung der Europä
schen Kommission vom 12. April 2016)

Die EU-Kommission schlägt neue gesetzl
che Anforderungen an die öffentliche B
richterstattung der größten in der EU tät
gen Unternehmen vor. Der Vorschlag stützt 
sich auf die Arbeit der Kommission zur B
kämpfung der Steuervermeidung durch U
ternehmen in Eu
Mitgliedstaaten entgehen durch aktive 
Steuervermeidungspolitik von Unternehmen 
jährlich Steuereinnahmen in geschätzter 
Höhe von EUR Mrd. 
früheren Vorschlägen, mit denen der Info
mationsaustausch zwischen Steuerbehörden 
verbessert werden soll, würden in der EU 
tätige multinationale Unternehmen mit 
weltweiten Einnahmen von mehr als 
Mio. 750 pro Jahr verpflichtet, aufgeschlü
selt nach den einzelnen Mitgliedstaaten da
zulegen, wo in der EU sie ihre Gewinne e
zielen und Steuern bezahlen. Die gleichen 
Regeln würden auch für in Europa tätige 
nichteuropäische Unternehmen gelten. Fe
ner müssten die Unternehmen den auße
halb der EU gezahlten Gesamtsteuerbetrag 
in aggregierter Form veröffentlichen.
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ches, verhältnismäßiges Mittel handeln, um 
die Rechenschaftspflicht der großen mult
nationalen Unternehmen im Steuerbereich 
zu verstärken, ohne ihre Wettbewerbsfähi
keit zu beeinträchtigen. Die neuen Anford
rungen sollen für Tausende von groß
ternehmen mit Geschäftstätigkeit in Europa 
gelten, kleine und mittlere Unternehmen 
hingegen nicht beeinträchtigen. Der Vo
schlag sieht auch strengere Anforderungen 
in Bezug auf die Transparenz der Geschäft
tätigkeit der Unternehmen in Ländern vor, 
die die internationalen Standards für ve
antwortungsvolles Handeln im Steuerb
reich nicht einhalten.
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nehmen transparenter machen  
(aus einer Pressemitteilung der Europä
schen Kommission vom 12. April 2016)

Kommission schlägt neue gesetzl
che Anforderungen an die öffentliche B
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gen Unternehmen vor. Der Vorschlag stützt 
sich auf die Arbeit der Kommission zur B
kämpfung der Steuervermeidung durch U
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Regeln würden auch für in Europa tätige 
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regierter Form veröffentlichen.
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Europäische Kommission will Steuer-
zahlungen von multinationalen Unter-

 
(aus einer Pressemitteilung der Europäi-
schen Kommission vom 12. April 2016) 

Kommission schlägt neue gesetzli-
che Anforderungen an die öffentliche Be-
richterstattung der größten in der EU täti-
gen Unternehmen vor. Der Vorschlag stützt 
sich auf die Arbeit der Kommission zur Be-
kämpfung der Steuervermeidung durch Un-

ropa. Den EU-
Mitgliedstaaten entgehen durch aktive 
Steuervermeidungspolitik von Unternehmen 
jährlich Steuereinnahmen in geschätzter 

50 bis 70. Ergänzend zu 
früheren Vorschlägen, mit denen der Infor-
mationsaustausch zwischen Steuerbehörden 
verbessert werden soll, würden in der EU 
tätige multinationale Unternehmen mit 
weltweiten Einnahmen von mehr als EUR 

750 pro Jahr verpflichtet, aufgeschlüs-
selt nach den einzelnen Mitgliedstaaten dar-
zulegen, wo in der EU sie ihre Gewinne er-

teuern bezahlen. Die gleichen 
Regeln würden auch für in Europa tätige 
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ches, verhältnismäßiges Mittel handeln, um 
die Rechenschaftspflicht der großen multi-
nationalen Unternehmen im Steuerbereich 
zu verstärken, ohne ihre Wettbewerbsfähig-
keit zu beeinträchtigen. Die neuen Anforde-
rungen sollen für Tausende von großen Un-
ternehmen mit Geschäftstätigkeit in Europa 
gelten, kleine und mittlere Unternehmen 
hingegen nicht beeinträchtigen. Der Vor-
schlag sieht auch strengere Anforderungen 
in Bezug auf die Transparenz der Geschäfts-
tätigkeit der Unternehmen in Ländern vor, 

die internationalen Standards für ver-
antwortungsvolles Handeln im Steuerbe-

 Wie schon in ihrer externen Steuerstrategie 
dargelegt, verfolgt die Kommission das Ziel, 
so schnell wie möglich die erste gemeins
me EU-Liste solcher Steuero
len. 
 
Mit dem Vorschlag soll die Rechnungsl
gungsrichtlinie 2013/34/EU dahingehend 
geändert werden, dass große Unterne
mensgruppen jährlich einen Bericht verö
fentlichen müssen, in dem sie die erwir
schafteten Gewinne, die noch zu zahlenden 
und die gezahlten Steuern je Mitgliedstaat 
offen legen. Diese Angaben sollen fünf Ja
re lang verfügbar bleiben. Hintergrundi
formationen (Umsatz, Beschäftigte und der 
Art der Geschäftstätigkeit) sollen eine fu
dierte Analyse ermöglichen und müssen für 
jedes EU
dem ein Unternehmen tätig ist, sowie für 
diejenigen Steuergebiete, die die internat
onalen Standards für verantwortungsvolles 
Handeln im Steuerbereich nicht einhalten 
(so genannte Steueroasen). Ferner müssen 
für die Gesch
ergebieten weltweit aggregierte Zahlen 
veröffentlicht werden. Der Vorschlag soll 
gewährleisten, dass keine vertraulichen G
schäftsinformationen veröffentlicht werden. 
 
Die Verpflichtung zu einer länderspezif
schen öffentlichen
auf den jüngsten Initiativen der Kommiss
on zur Bekämpfung der Steuervermeidung 
auf und soll die Bürger in die Lage verse
zen, das Steuerverhalten multinationaler 
Unternehmen zu verfolgen. Dies wiederum 
soll einen Anreiz für die Unt
den, Steuern dort zu zahlen, wo der en
sprechende Gewinn erwirtschaftet wurde. 
Die Berichterstattung soll ferner dazu be
tragen, die Steuersysteme der Mitgliedsta
ten genauer zu verstehen und Schlupfl
cher bzw. Unstimmigkeiten aufzuspüren, so 
dass sich ein klareres Bild der Ursachen 
und Folgen von Steuervermeidun
die Unternehmen ergibt.
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(so genannte Steueroasen). Ferner müssen 
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Mit dem Vorschlag soll die Rechnungsl
gungsrichtlinie 2013/34/EU dahingehend 
geändert werden, dass große Unterne
mensgruppen jährlich einen Bericht verö
fentlichen müssen, in dem sie die erwir
schafteten Gewinne, die noch zu zahlenden 
nd die gezahlten Steuern je Mitgliedstaat 
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ergebieten weltweit aggregierte Zahlen 
veröffentlicht werden. Der Vorschlag soll 
gewährleisten, dass keine vertraulichen G
schäftsinformationen veröffentlicht werden. 

Die Verpflichtung zu einer länderspezif
 Berichterstattung baut 

auf den jüngsten Initiativen der Kommiss
on zur Bekämpfung der Steuervermeidung 
auf und soll die Bürger in die Lage verse
zen, das Steuerverhalten multinationaler 
Unternehmen zu verfolgen. Dies wiederum 
soll einen Anreiz für die Unternehmen bi
den, Steuern dort zu zahlen, wo der en
sprechende Gewinn erwirtschaftet wurde. 
Die Berichterstattung soll ferner dazu be
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sächlich wirtschaftlich belas
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 Im Streitfall war der Erbfall im Juli 2006 
eingetreten, die alte Rechtsprechung kon
te also grundsätzlich noch angewendet 
werden. Die Übernahme der Verluste des 
Erblassers scheiterte aber an der fehlenden 
wirtschaftlichen Belastung des Erben. H
tet der Erbe zwar kraft Gesetzes für Ve
bindlichkeiten, die mit den Verlusten des 
Erblassers in Zusammenhang stehen, ist 
aber auszuschließen, dass er sie wirklich 
begleichen muss, ist er insoweit durch diese 
Verluste wirtschaftlich nicht belastet. Vie
mehr muss nachgewiesen werden, dass der 
Erbe durch die geerbten Verluste in seiner 
Leistungsfähigkeit tatsächlich beeinträchtigt 
ist. Eine Revisio
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Häusliches Arbeitszimmer: Kein Abzug 
bei gemischt genutzten Rä
 
Der BFH hat mit Beschluss vom 27. Juli 
2015 (GrS 1/14) klargestellt, dass bei e
nem sowohl für die Einkünfteerzielung als 
auch privat genutzten Raum keine sinnvolle 
Nutzungs
möglich ist. Seine Entscheidung begründet 
er zum einen mit dem allgemeinen Wor
verständnis und zum anderen mit den g
setzgeberischen Motiven zur Anknüpfung an 
den herkömmlichen Begriff des „häuslichen 
Arbeitszimmers“. Dieser setzt voraus, dass 
der Raum wie ein Büro eingerichtet ist und 
nahezu ausschl
Einnahmen genutzt wird. Nahezu au
schließlich meint 90 % in Bezug auf die Fl
che als auch die Zeit.
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Vertragliche Kaufpreisaufteilung von 
Grundstück und Gebäude kann für die 
AfA
sein
 
Die Absetzung für Abnutzung (AfA) ist beim 
Kauf eines Grundstücks mit Gebäude nur 
von den auf das Gebäude entfallenden A
schaffungskosten zulässig, weil ein Grun
stück ein nicht abnutzbares Wirtschaftsgut 
ist. In der Praxis ergeben sich häufig Stre
tigkeiten mit dem Finanzamt über die Kau
preisaufteilung von Grundstück und Gebä
de. Während das Finanzamt einen möglichst 
hohen Grundstücksanteil ansetzen möchte, 
ist die Auffassung des Steuerpflichtigen 
umgekehrt. Ist diese Aufteilung aber im n
tariellen 
für die AfA
bend, wenn sie weder zum Schein verei
bart wurde noch einen Gestaltungsmis
brauch darstellt.
 

Umsatzsteuer
 
Umsatzsteuerlich rückwirkende Rec
nungsberichtigung
 
Die Verpflichtung zur
nungen ergibt sich insbesondere aus § 14 
UStG. Aus umsatzsteuerlicher Sicht ben
tigt der Leistungsempfänger regelmäßig e
ne ordnungsgemäße Rechnung für den Vo
steuerabzug. Aufgrund europäischer Vorg
ben haben sich die formalen Anforderu
dazu in den letzten Jahren beträchtlich e
höht, was mit einer höheren Fehleranfälli
keit einhergeht. Nach dem bisherigen Ve
ständnis der Finanzverwaltung können so
che Fehler zwar korrigiert werden, doch 
führt die Korrektur nicht zum rückwirke
den Vor
erabzug kann erst in dem Voranmeldung
zeitraum ausgeübt werden, in dem dem 
Leistungsempfänger die berichtigte Rec
nung vorliegt. 
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tigt der Leistungsempfänger regelmäßig e
ne ordnungsgemäße Rechnung für den Vo
steuerabzug. Aufgrund europäischer Vorg
ben haben sich die formalen Anforderu
dazu in den letzten Jahren beträchtlich e
höht, was mit einer höheren Fehleranfälli
keit einhergeht. Nach dem bisherigen Ve
ständnis der Finanzverwaltung können so
che Fehler zwar korrigiert werden, doch 
führt die Korrektur nicht zum rückwirke

steuerabzug, sondern der Vorste
erabzug kann erst in dem Voranmeldung
zeitraum ausgeübt werden, in dem dem 
Leistungsempfänger die berichtigte Rec
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Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist 
zur Zuordnungsentscheidung von g
mischt genutzten Leistungen zum U
ternehmen endet am 31. Mai
 
Bei gemischt 
ist es für den Vorsteuerabzug entscheidend, 
in welchem Umfang eine Zuordnung zum 
unternehmerischen Bereich vorliegt. Nur 
wenn eine zumindest teilweise Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen erfolgt, ist 
grundsätzlich der Vorsteuera
späteren Jahren gegebenenfalls eine Vo
steuerberichtigung möglich.
 
Ein Unternehmer hat insbesondere dann 
bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er 
einheitliche Gegenstände bezieht, die er 
teilweise unternehmerisch und teilweise 
nichtunternehmerisch zu verwenden bea
sichtigt. Handelt es sich bei der teilweisen 
nichtunternehmerischen Verwendung um 
eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit im eng
ren Sinne (z. B. ideelle, unentgeltliche T
tigkeit eines Vereins)
ein 
ist eine Zuordnung im vollen Umfang zum 
nichtunternehmerischen Bereich möglich.
 
Handelt es sich bei der teilweise nichtunte
nehmerischen Verwendung hingegen um 
eine unternehmensfremde Tätigkeit (z. B. 
Entnahme für 
ternehmers)
Regel folgende Zuordnungswahlrechte:
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ein Aufteilungsgebot. Im Wege der Billigkeit 
ist eine Zuordnung im vollen Umfang zum 
nichtunternehmerischen Bereich möglich.

Handelt es sich bei der teilweise nichtunte
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eine unternehmensfremde Tätigkeit (z. B. 
Entnahme für 
ternehmers), 
Regel folgende Zuordnungswahlrechte:

 Der Gegenstand kann insgesamt der u
ternehmerischen Tätigkeit zugeordnet 
werden. 

 Der Unternehmer kann den Gegenstand 
in vollem Umfang in seinem nichtunt
nehmerischen Bereich belassen.

 Der Gegenstand kann im Umfang der 
tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) u
ternehmerischen Verwendung seiner u
ternehmerischen Tätigkeit zugeordnet 
werden.  
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Der Gegenstand kann im Umfang der 
tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) un-
ternehmerischen Verwendung seiner un-
ternehmerischen Tätigkeit zugeordnet 

 Für eine Zuordnung zum unternehmer
schen Bereich bedarf es weiterhin
tens einer 10%igen
Nutzung.
 
Eine Zuordnungsentscheidung zum Unte
nehmensvermögen muss mit endgültiger 
Wirkung bis 
Folgejahres erfolgt sein. Die Frist gilt una
hängig von einer etwaigen verlängerten 
Abgabefrist für die Steuererklärung. Wird 
die Frist versäumt, ist im Zweifel eine sp
tere Zuordnung zum Unternehmensverm
gen ausgeschlossen. Ein Vorsteuerabzug 
sowie gegebenenfalls in späteren Jahren e
ne Korrektur ist nicht mehr möglich. Für 
Zuordnungen, die d
raum 2015 be
31. Mai 2016 eine Zuordnungsentscheidung 
erfolgt sein. Diese sollte zur Sicherheit dem 
Finanzamt schriftlich mitgeteilt werden
 

Bundesgerichtshof verschärft stra
rechtliche Sanktionen im Zusamme
hang mi
 
In der jüngeren Vergangenheit haben 
Rechtsprechung und Gesetzgeber die R
geln und strafrechtlichen Sanktionen bei 
Steuerhinterziehungen deutlich verschärft. 
Zuletzt hat dies die Voraussetzungen einer 
wirksamen Selbstanzeige betro
ne Selbstanzeige wirksam strafbefreiend 
sein, muss der Steuerpflichtige seit dem 1. 
Januar 2015, unabhängig von den unte
schiedlichen strafrechtlichen Verjährung
fristen, sämtliche innerhalb derselben Ste
erart begangenen 
letzten zehn Kalenderjahre vollumfänglich 
korrigieren. Strafrechtlich können Steue
hinterziehungen grundsätzlich fünf, in b
sonders schweren Fällen zehn Jahre ve
folgt werden.
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die Frist versäumt, ist im Zweifel eine sp
tere Zuordnung zum Unternehmensverm
gen ausgeschlossen. Ein Vorsteuerabzug 
sowie gegebenenfalls in späteren Jahren e
ne Korrektur ist nicht mehr möglich. Für 

en Veranlagungszei
treffen, muss bis zum 

2016 eine Zuordnungsentscheidung 
erfolgt sein. Diese sollte zur Sicherheit dem 
Finanzamt schriftlich mitgeteilt werden. 

Bundesgerichtshof verschärft stra
rechtliche Sanktionen im Zusammen-

t der Steuerhinterziehung 

In der jüngeren Vergangenheit haben 
Rechtsprechung und Gesetzgeber die R
geln und strafrechtlichen Sanktionen bei 
Steuerhinterziehungen deutlich verschärft. 
Zuletzt hat dies die Voraussetzungen einer 
wirksamen Selbstanzeige betroffen. Soll e
ne Selbstanzeige wirksam strafbefreiend 
sein, muss der Steuerpflichtige seit dem 1. 
Januar 2015, unabhängig von den unte
schiedlichen strafrechtlichen Verjährung
fristen, sämtliche innerhalb derselben Ste

Steuerstraftaten für die 
letzten zehn Kalenderjahre vollumfänglich 
korrigieren. Strafrechtlich können Steue
hinterziehungen grundsätzlich fünf, in b
sonders schweren Fällen zehn Jahre ve
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Ob ein besonders schwerer Fall vorliegt, 
entscheiden die
ob dem Fiskus Geld entzogen wurde, wie 
beispielsweise bei der Erklärung von nicht 
existierenden Aufwendungen, oder nur vo
enthalten wurde, wie bei der Nichtdeklarat
on von Auslandseinkünften. Für den letz
genannten Fall gingen b
Bundesgerichtshof als auch die Instanzg
richte erst ab einem hinterzogenen Betrag 
von EUR
schweren Fall aus. Mit einer Entscheidung 
vom 
gerichtshof nun
schweren Fall bereits bei einem Betrag ab 
EUR
strafrechtlichen Verfolgungsverjährung hat 
dies auch Auswirkung auf die Strafzume
sung. Bereits eingestellte Steuerstrafverfa
ren werden davon wohl nicht mehr berührt.
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Steuer News
 

Ob ein besonders schwerer Fall vorliegt, 
entscheiden die
ob dem Fiskus Geld entzogen wurde, wie 
beispielsweise bei der Erklärung von nicht 
existierenden Aufwendungen, oder nur vo
enthalten wurde, wie bei der Nichtdeklarat
on von Auslandseinkünften. Für den letz
genannten Fall gingen b
Bundesgerichtshof als auch die Instanzg
richte erst ab einem hinterzogenen Betrag 
von EUR 100.000 von einem besonders 
schweren Fall aus. Mit einer Entscheidung 
vom 27. Oktober 
gerichtshof nun
schweren Fall bereits bei einem Betrag ab 
EUR 50.000 an. Neben der verlängerten 
strafrechtlichen Verfolgungsverjährung hat 
dies auch Auswirkung auf die Strafzume
sung. Bereits eingestellte Steuerstrafverfa
ren werden davon wohl nicht mehr berührt.
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Steuer News

Ob ein besonders schwerer Fall vorliegt, 
entscheiden die Strafgerichte auch danach, 
ob dem Fiskus Geld entzogen wurde, wie 
beispielsweise bei der Erklärung von nicht 
existierenden Aufwendungen, oder nur vo
enthalten wurde, wie bei der Nichtdeklarat
on von Auslandseinkünften. Für den letz
genannten Fall gingen b
Bundesgerichtshof als auch die Instanzg
richte erst ab einem hinterzogenen Betrag 

100.000 von einem besonders 
schweren Fall aus. Mit einer Entscheidung 

Oktober 2015 nimmt der Bunde
gerichtshof nun einheitlich
schweren Fall bereits bei einem Betrag ab 

50.000 an. Neben der verlängerten 
strafrechtlichen Verfolgungsverjährung hat 
dies auch Auswirkung auf die Strafzume
sung. Bereits eingestellte Steuerstrafverfa
ren werden davon wohl nicht mehr berührt.
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Ob ein besonders schwerer Fall vorliegt, 
Strafgerichte auch danach, 

ob dem Fiskus Geld entzogen wurde, wie 
beispielsweise bei der Erklärung von nicht 
existierenden Aufwendungen, oder nur vo
enthalten wurde, wie bei der Nichtdeklarat
on von Auslandseinkünften. Für den letz
genannten Fall gingen bislang sowohl der 
Bundesgerichtshof als auch die Instanzg
richte erst ab einem hinterzogenen Betrag 

100.000 von einem besonders 
schweren Fall aus. Mit einer Entscheidung 

2015 nimmt der Bunde
einheitlich einen besonde

schweren Fall bereits bei einem Betrag ab 
50.000 an. Neben der verlängerten 

strafrechtlichen Verfolgungsverjährung hat 
dies auch Auswirkung auf die Strafzume
sung. Bereits eingestellte Steuerstrafverfa
ren werden davon wohl nicht mehr berührt.
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Ob ein besonders schwerer Fall vorliegt, 
Strafgerichte auch danach, 

ob dem Fiskus Geld entzogen wurde, wie 
beispielsweise bei der Erklärung von nicht 
existierenden Aufwendungen, oder nur vor-
enthalten wurde, wie bei der Nichtdeklarati-
on von Auslandseinkünften. Für den letzt-

islang sowohl der 
Bundesgerichtshof als auch die Instanzge-
richte erst ab einem hinterzogenen Betrag 

100.000 von einem besonders 
schweren Fall aus. Mit einer Entscheidung 

2015 nimmt der Bundes-
einen besonders 

schweren Fall bereits bei einem Betrag ab 
50.000 an. Neben der verlängerten 

strafrechtlichen Verfolgungsverjährung hat 
dies auch Auswirkung auf die Strafzumes-
sung. Bereits eingestellte Steuerstrafverfah-
ren werden davon wohl nicht mehr berührt. 
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